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Einleitung
 
Mehr als drei Jahrzehnte nach der Wiedervereinigung Deutschlands sind Ostdeutsche nach wie vor 
in Elite- und Führungspositionen unterrepräsentiert. Es zeigen sich jedoch erhebliche Unterschiede 
in verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen. Während Ostdeutsche in der Politik ihrem Bevölke-
rungsanteil entsprechend gut vertreten sind, ist ihre Präsenz in Wirtschaft, Wissenschaft, Justiz 
und Verwaltung stark eingeschränkt (u. a. Vogel 2024). Die vorliegende Studie untersucht erstmals 
differenziert die Zugangs- und Karrierechancen von Ostdeutschen in der Bundesverwaltung anhand 
der Daten des „Diversität und Chancengleichheit Survey 2024“ (DuCS 2024). Im öffentlichen Dienst des 
Bundes sind über 524.000 Menschen beschäftigt, wodurch der Bund zu einem der größten Arbeitgeber 
in Deutschland zählt (Statistisches Bundesamt 2024). Dessen zentrale Aufgaben, wie soziale Dienste, 
öffentliche Sicherheit und Gesetzesvollzug, sind entscheidend für das Funktionieren der Gesellschaft 
sowie für deren Stabilität und Wohlergehen.

Spätestens seit 2022 setzt sich die Bundesregierung 
unter Federführung des Ostbeauftragten gezielt 
für eine bessere Repräsentation von Ostdeutschen 
in Führungspositionen ein. In der Riemser Erklä-
rung haben sich der damals amtierende Bundes-
kanzler und die amtierenden Regierungschefinnen 
und Regierungschefs der ostdeutschen Länder 
(2022) gemeinsam darauf verständigt, dass sie 
das Repräsentationsdefizit von Ostdeutschen bei 
der aktuellen Besetzung von Führungspositionen 
abbauen wollen. Das im Folgejahr veröffentlichte 
Bundeskonzept (2023) knüpft daran an, mit dem 
Ziel, dass die Bundesverwaltung eine Vorreiterrolle 
einnimmt und den Anteil Ostdeutscher in leitenden 
Positionen erhöht. Die gleichberechtigte Teilhabe 
von Ostdeutschen ist zentral für die Funktionalität 
und Legitimität der Bundesverwaltung sowie den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt und die Identifi-
kation mit dem Staat. Die Biographien von Ostdeut-
schen sind oftmals von den gesellschaftlichen und 
beruflichen Umbrüchen im Zuge der Wiedervereini-
gung geprägt (Hartmann 2024; Kubiak 2020; Vogel 
und Leser 2020).  
Ostdeutsche können spezifische regionale Belange 
Ostdeutschlands und deren Bevölkerung einbrin-
gen und vertreten, um aktuellen gesellschaftlichen 
Herausforderungen zu begegnen. Eine repräsen-
tative Teilhabe von Ostdeutschen in der Bundes-
verwaltung kann zudem dazu beitragen, Vorurteile 
und Stereotype abzubauen, die immer noch mit den 
Unterschieden zwischen Ost- und Westdeutschland 
assoziiert werden.

Um die Entwicklung der Repräsentation von Ost-
deutschen langfristig zu beobachten, sieht das Bun-
deskonzept zur Steigerung des Anteils von Ostdeut-
schen in Führungspositionen der Bundesverwaltung 
(2023) unter anderem eine kontinuierliche Datener-
hebung vor. Der Elitenmonitor als Forschungsver-
bundprojekt liefert erste Ergebnisse und zeigt, dass 
Ostdeutsche in Führungspositionen der Bundes-
verwaltung nicht gemäß ihrem Anteil in der Bevöl-
kerung beschäftigt sind. Ihr Anteil ist in den letzten 
Jahren aber leicht gestiegen. Demnach waren 2022 
in den obersten Bundesbehörden 13,9 Prozent und 
2024 15,0 Prozent der Beschäftigten gebürtige Ost-
deutsche (einschließlich Berlin) (Der Beauftragte 
der Bundesregierung für Ostdeutschland 2024). 

Die vorliegende Studie knüpft an diese Forschungs-
befunde an und liefert neue Einsichten zu Zu-
gangs- und Karrierechancen von Ostdeutschen in 
der Bundesverwaltung. Während im Fokus bishe-
riger Studien insbesondere die Repräsentation von 
Ostdeutschen in Spitzenpositionen stand, bieten die 
Daten des DuCS 2024 die Möglichkeit, Führungsauf-
gaben auch auf den verschiedenen Leitungsebenen 
der Bundesverwaltung zu betrachten. Die Teilnah-
me von 73 Bundesbehörden an der Beschäftigten-
befragung ermöglicht zudem behördenspezifische 
Analysen nach Standort in Ost- und Westdeutsch-
land. Neben den Fragen zur strukturellen Reprä-
sentation von ostdeutschen Beschäftigen in der 
Bundesverwaltung bietet die Studie zudem neue 
Erkenntnisse zur individuellen Wahrnehmung der 
Arbeitssituation, etwa in Bezug auf die Arbeits-
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zufriedenheit und Diskriminierungserfahrungen. 
Somit gelingt es, die Chancengleichheit innerhalb 
der Bundesverwaltung anhand der objektiven und 
subjektiven Beschäftigungssituation von Ost- und 
Westdeutschen umfassend zu betrachten.
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Der Diversität und  
Chancengleichheit Survey

Der Diversität und Chancengleichheit Survey stellt 
die erste zentral organisierte und durchgeführte 
Beschäftigtenbefragung in der Bundesverwaltung 
dar. Anhand der Daten liegen für Deutschland somit 
erstmals umfassende Informationen zur Beschäfti-
gungssituation und Vielfalt des Personals innerhalb 
der Bundesverwaltung vor. Damit folgt Deutschland 
dem Beispiel anderer Staaten, wie den Vereinigten 
Staaten von Amerika, Australien, Kanada, Großbritan-
nien, Irland und der Schweiz, die bereits regelmäßige 
Beschäftigtenbefragungen im öffentlichen Dienst eta-
bliert haben. Mit dem Ziel, eine zuverlässige Daten-
grundlage für die diversitätsbewusste Organisation 
von Behörden in der Bundesverwaltung zu schaffen, 
wurde das Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung 
(BiB) von der Beauftragten der Bundesregierung für 
Migration, Flüchtlinge und Integration, dem Bundes-
ministerium des Innern sowie der Beauftragten der 
Bundesregierung für Ostdeutschland mit der Durch-
führung dieser Beschäftigtenbefragung beauftragt. 
Von den etwa 100 Behörden der Bundesverwaltung 
nahmen am DuCS 2024 insgesamt 73 Behörden teil. 
Der Survey knüpft an eine im Jahr 2019 erstmals 
durchgeführte Erhebung an (Ette et al. 2021). Wäh-
rend 2019 der Fokus auf der migrationsbezogenen 
Diversität des Personals lag, liegt der aktuellen 
Untersuchung ein erweitertes Diversitätsverständnis 
zugrunde, das auch die ostdeutsche Herkunft berück-
sichtigt. Die Grundgesamtheit umfasst rund 268.000 
Beschäftigte der unmittelbaren Bundesverwaltung 
(ausgenommen die Bundeswehr). Diese arbeiten in 
obersten Bundesbehörden (z. B. Bundesministerien), 
nachgeordneten Behörden (z. B. Zollverwaltung) 
sowie Bundesgerichten (z. B. Bundesverwaltungsge-
richt). Obwohl der Bund als einheitlicher Arbeitgeber 
weitgehend identische personalpolitische Grundlagen 
verfolgt, sind die verschiedenen Einrichtungen und 
Behörden der Bundesverwaltung in Bezug auf deren 
Größe, Personalstruktur, Tätigkeitsfelder und regio-
nale Standorte äußerst heterogen. Der Diversität und 
Chancengleichheit Survey 2024 umfasst die Anga-
ben aus Fragebögen von über 50.000 Beschäftigten  
(Ausschöpfungsquote: 34,7 Prozent) und liefert damit 

belastbare und repräsentative Daten zur Diversität der 
Beschäftigten in der deutschen Bundesverwaltung 
(für eine ausführliche Darstellung der Methodik siehe 
Weinmann et al. 2025). 

In dieser Studie wird der Geburtsort als Kriterium 
zur Definition von Ostdeutschen herangezogen. 
Dementsprechend werden Personen als Ostdeut-
sche definiert, die sowohl in der ehemaligen Deut-
schen Demokratischen Republik (DDR) als auch 
nach der Wiedervereinigung in Ostdeutschland 
geboren sind. Darunter zählen die Bundesländer 
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und Thüringen sowie Ost-Berlin.  
Dieses Vorgehen ermöglicht eine eindeutige Zuord-
nung der Befragten als gebürtige Ost- und West-
deutsche. Personen, die im Ausland geboren sind, 
wurden gesondert erfasst. Anhand der verwendeten 
Definition bleibt unberücksichtigt, wo die Befragten 
heute leben. Es wird davon ausgegangen, dass die 
Primärsozialisation in der DDR oder den ostdeut-
schen Bundesländern eine wichtige Rolle für die 
Persönlichkeits- und Identitätsbildung spielt und 
sich in den gegenwärtigen Einstellungen der Men-
schen widerspiegelt (Foroutan et al. 2023). Die Wahl 
des Geburtsorts als Grundlage für die Definition von 
Ostdeutschen bietet zudem den Vorteil, dass Ver-
gleiche mit früheren Forschungsergebnissen, unter 
anderem im Rahmen des Bundeskonzepts und des 
Elitenmonitors, möglich sind.

Definition Ostdeutsche

Als Ostdeutsche werden in der vorliegenden Studie 
Personen definiert, die sowohl in der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Republik (DDR) als auch 
nach der Wiedervereinigung in Ostdeutschland gebo-
ren sind. Darunter zählen die Bundesländer Branden-
burg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-
Anhalt und Thüringen sowie Ost-Berlin.
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Um die Repräsentation von Ostdeutschen in der 
Bundesverwaltung zu beurteilen, ist eine adäquate 
Referenzstatistik der Gesamtbevölkerung notwen-
dig. Jedoch existiert für die deutsche Bevölkerung 
bislang keine entsprechende Datengrundlage, die 
den Anteil gebürtiger Ostdeutscher präzise abbil-
det: Amtliche Statistiken wie der Mi-
krozensus erfassen lediglich, ob 
Personen in Deutschland oder 
im Ausland geboren wurden, 
ohne jedoch den spezifi-
schen Geburtsort oder 
das entsprechende 
Bundesland zu do-
kumentieren. Daher 
bieten diese Statis-
tiken keine präzi-
sen Informationen 
über den Anteil der 
Personen, die in der 
ehemaligen DDR 
oder in Ostdeutsch-
land geboren wurden. 
Die Zensusdaten als 
zentrale registergestützte 
Bevölkerungszählung in 
Deutschland liefern Zahlen zur 
Wohnbevölkerung für die einzel-
nen Bundesländer. Dementsprechend 
leben aktuell 19,3 Prozent der Bevölkerung in 
Ostdeutschland einschließlich Berlin (15,6 Pro-
zent ohne Berücksichtigung Berlins, Statistisches 
Bundesamt 2025). Das Sozio-oekonomische Panel 
(SOEP, Goebel et al. 2024) als eine der etabliertes-
ten Haushaltsbefragungen in Deutschland verfügt 
hingegen über genaue Angaben zum Geburtsort 
und stellt repräsentative Daten für die deutsche Be-
völkerung bereit. Jedoch ist ebenso keine Differen-
zierung für Berlin nach Ost- und Westdeutschland 
möglich. Werden Personen mit Geburtsort Berlin 
(3,1 Prozent der Gesamtbevölkerung) als Ostdeut-
sche gezählt, dann betrug deren Gesamtanteil an 
der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (18 bis 
64 Jahre) im Jahr 2022 17,6 Prozent. Entsprechend 
sind 57,0 Prozent der Bevölkerung im erwerbsfähi-
gen Alter in Westdeutschland und 25,4 Prozent im 
Ausland geboren. Etwas andere Zahlen liefert eine 
Repräsentativbefragung des Deutschen Zentrums für 
Integrations- und Migrationsforschung (DeZIM) aus 
dem Jahr 2020: Danach sind 20,0 Prozent gebür-
tige Ostdeutsche und 68,5 Prozent Westdeutsche, 

während 11,5 Prozent im Ausland geboren sind 
(Foroutan et al. 2023). Als Ostdeutsche werden 
dabei Personen erfasst, die auf dem Gebiet der 
ehemaligen DDR bzw. in Ostdeutschland geboren 
sind. Die Grundgesamtheit dieser Studie stellt die 
deutschsprachige Wohnbevölkerung über 14 Jahre 

mit Festnetz- oder Mobilfunkanschluss 
dar, wobei insgesamt 7.232 aus-

wertbare Interviews vorliegen. 
Als eine weitere Daten-

grundlage bietet sich der 
Deutschlandmonitor 

an (Hebenstreit et al. 
2025). Die Befragten 
wurden dabei gebe-
ten, anzugeben, wo 
sie bisher überwie-
gend gelebt haben. 
Demnach werden 
Ost- und Westdeut-
sche nicht anhand 

ihres Geburtsortes, 
sondern anhand des 

Ortes ihrer Soziali-
sation zugeordnet. Der 

Gedanke dabei ist, dass der 
Ort, an dem Menschen den 

Großteil ihres Lebens verbracht 
haben, relevant ist. Ost- und Westberlin 

wurden dabei differenziert berücksichtigt und ent-
sprechend zugeordnet. Danach haben 19,7 Prozent 
der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter zwischen 
18 und 64 Jahren den Großteil ihres Lebens in Ost-
deutschland, 73,0 Prozent in Westdeutschland und 
7,3 Prozent im Ausland verbracht. 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass 
der Anteil von Ostdeutschen innerhalb der Bevöl-
kerung in Deutschland je nach Datengrundlage und 
Definition zwischen rund 18 und 20 Prozent liegt. Im 
Rahmen der vorliegenden Studie werden die Daten 
des Sozio-oekonomischen Panels als Referenzwert 
verwendet (Abbildung 1), da diese auch den Anteil 
der im Ausland Geborenen entsprechend der amt-
lichen Statistik adäquat abbilden. Die Daten stellen 
somit trotz der genannten Einschränkungen eine 
geeignete Grundlage für die weiteren Analysen dar.

Der Anteil  
von Ostdeutschen  

in der Bevölkerung liegt  
je nach Datengrundlage  

und Definition zwischen rund  
18 und 20 Prozent.

„

“
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Repräsentation von Ostdeutschen  
innerhalb der Bundesverwaltung

Repräsentation bezeichnet das Ausmaß, in dem sich die Sozialstruktur der Gesellschaft in der per-
sonellen Zusammensetzung ihrer zentralen Institutionen und Entscheidungsträgerinnen und -träger 
widerspiegelt, im vorliegenden Fall des Personals der Bundesverwaltung. Im Hinblick auf die Beschäf-
tigung in der Bundesverwaltung stellt sich daher nicht nur die Frage, inwiefern für ost- und west-
deutsche Beschäftigte unterschiedliche Zugangschancen zur Bundesverwaltung bestehen, sondern 
auch, ob unterschiedliche Karrierechancen für beide Gruppen bestehen, insbesondere hinsichtlich des 
Zugangs zu bestimmten Positionen, wie dem höheren Dienst, dem Beamtenverhältnis und Führungs-
positionen. Zudem ist von Interesse, wie der Standort einer Behörde mit dem Anteil ostdeutscher 
Beschäftigter in Verbindung steht. 

In der Bundes- 
verwaltung sind 

23,9 Prozent  
 der Beschäftigten  

   Ostdeutsche.

Zugangschancen von Ostdeutschen 
in der Bundesverwaltung

Die Ergebnisse des DuCS 2024 zeigen, dass 
etwa 23,9 Prozent der Beschäftigten der Bun-
desverwaltung in der ehemaligen DDR oder 
Ostdeutschland geboren wurden. Im Gegensatz 
dazu stammen 70,2 Prozent der Beschäftigten 
aus Westdeutschland, während 6,0 Prozent im 
Ausland geboren wurden. Im Vergleich zu den 
Daten des SOEP sind sowohl Ostdeutsche als 
auch Westdeutsche in der Bundesverwaltung 
überrepräsentiert. Hintergrund ist die Unterre-
präsentation von im Ausland geborenen Beschäf-
tigten (Ette et al. 2021). Daher ist es erforderlich, 
die Repräsentation von Ost- und Westdeutschen 
unabhängig von den im Ausland geborenen 
Beschäftigten zu betrachten. Eine entspre-
chende Differenzierung zeigt: Innerhalb 
der Bevölkerung im Alter von 18 bis 
64 Jahren beträgt der Anteil gebürtiger 
Ostdeutscher laut SOEP 23,6 Prozent, 

während 76,4 Prozent Westdeutsche sind. In der 
Bundesverwaltung hingegen liegt der Anteil der 
ostdeutschen Beschäftigten bei 25,4 Prozent und 
der westdeutschen Beschäftigten bei 74,6 Prozent. 
Somit sind Ostdeutsche in der Bundesverwaltung 
auch ohne Berücksichtigung der im Ausland gebo-
renen Personen leicht überrepräsentiert. 

“
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Inwieweit Ostdeutsche Zugang zu verschiedenen 
Bereichen der Bundesverwaltung haben, kann für 
die obersten und oberen Bundesbehörden diffe-
renziert betrachtet werden. Beide Bereiche unter-
scheiden sich hinsichtlich Hierarchie und Funktion. 
Oberste Bundesbehörden haben weitreichende 
Entscheidungsbefugnisse und sind für die Umset-
zung der Bundesgesetze verantwortlich. Dazu ge-
hören unter anderem alle Bundesministerien, das 
Bundespräsidialamt, die Deutsche Bundesbank und 
das Auswärtige Amt. Die oberen Bundesbehörden 
sind den obersten Bundesbehörden direkt nachge-
lagert und stehen unter deren Aufsicht. Zu ihnen 
zählen zum Beispiel das Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge, das Umweltbundesamt und die 
Generalzolldirektion. In den obersten Bundesbe-
hörden fällt die Repräsentation von Ostdeutschen 
mit einem Anteil von 25,7 Prozent im Vergleich zur 
Bundesverwaltung insgesamt und zu den oberen 
Bundesbehörden höher aus. Folglich haben Ost-
deutsche insgesamt gute Zugangschancen zur 
Bundesverwaltung, insbesondere zu den obersten 
Bundesbehörden.

Karrierechancen von Ostdeutschen  
in der Bundesverwaltung

Neben der allgemeinen Repräsentation von Ostdeut-
schen in der Bundesverwaltung ist es von besonde-
rem Interesse, die Karrierechancen zu untersuchen, 
die ihnen der öffentliche Dienst des Bundes bietet. 
Insbesondere der Zugang zu bestimmten Positionen, 
wie dem höheren Dienst, dem Beamtenverhältnis 
und Führungspositionen, steht dabei im Fokus. Diese 
Positionen ermöglichen nicht nur ein höheres Maß an 
Gestaltungs- und Einflussmöglichkeiten. Es stellt auch 
einen Ausdruck von Chancengleichheit in der Bundes-
verwaltung dar, wenn der Zugang zu diesen Positionen 
unabhängig von individuellen Merkmalen wie dem 
Geburtsort erfolgt.

Eine Analyse der Laufbahngruppenzugehörigkeit ver-
deutlicht, dass die Repräsentation von Ostdeutschen 
in höheren Laufbahngruppen tendenziell abnimmt 
(Abbildung 2). Demnach ist der Anteil Ostdeutscher 
im höheren Dienst mit 18,2 Prozent am geringsten. 
Weiterführende Analysen zeigen, dass selbst unter 
Kontrolle weiterer Merkmale, wie dem Alter, Ge-

Quelle: SOEP 2022 und DuCS 2024, gewichtet, eigene Berechnungen

Abb. 1: 	Bevölkerung und Beschäftigte der Bundesverwaltung nach Geburtsort (in Prozent)
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Abb. 2: 	Berufliche Position innerhalb der Bundesverwaltung nach Geburtsort der Beschäftigten  
	 (in Prozent)

Quelle: DuCS 2024, gewichtet, eigene Berechnungen

schlecht und dem beruflichen Abschluss, Ostdeutsche 
eine signifikant niedrigere Wahrscheinlichkeit haben, 
im höheren Dienst beschäftigt zu sein als ihre Kol-
leginnen und Kollegen, die in Westdeutschland 
geboren sind. Unter den Beamtinnen und 
Beamten kann mit einem Anteil von 
22,6 Prozent Ostdeutscher eine 
angemessene Repräsentation 
festgestellt werden. Im direkten 
Vergleich von Ostdeutschen 
mit ihren westdeutschen 
Kolleginnen und Kolle
gen, zeigen weiterführende 
Analysen jedoch, signifi-
kante Unterschiede für eine 
Verbeamtung. Bisherige 
Studien zeigen zudem, dass 
Ostdeutsche mit einer gerin-
geren Wahrscheinlichkeit höhe-
re Führungspositionen erreichen 
(u. a. Vogel 2024; Hartmann 2024), 
was auch die Daten des DuCS 2024 
für die Bundesverwaltung bestätigen. Als 

Führungspositionen werden in der vorliegenden Studie 
Beschäftigungsverhältnisse im höheren Dienst mit 
Personalverantwortung definiert. Der Anteil Ostdeut-

scher unter diesen Führungskräften 
beträgt 15,8 Prozent  und liegt 

somit deutlich unter dem Re-
ferenzwert von 23,9 Pro-

zent von ostdeutschen 
Beschäftigten in der 

Bundesverwaltung 
insgesamt. Gebür-
tige Ostdeutsche 
sind folglich auch 
in Führungsposi-
tionen der Bun-
desverwaltung 
unterrepräsentiert. 

Insgesamt stoßen 
Ostdeutsche somit 

innerhalb der Bundes-
verwaltung beim Zugang 

zu privilegierten Positionen 
auf Barrieren. 

     Ostdeutsche sind  
           mit einem Anteil  

              von 15,8 Prozent  
              in Führungspositionen 

             in der Bundesverwaltung  
                  unterrepräsentiert.

“

„
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Die Daten des DuCS 2024 ermöglichen es, das 
Erreichen von Führungspositionen in der Bundes-
verwaltung auch auf den verschiedenen Leitungs-
ebenen zu betrachten. Danach haben Ostdeutsche 
nicht per se Nachteile als Führungskraft in der 
Bundesverwaltung tätig zu sein. Im gehobenen 
Dienst sind gebürtige Ostdeutsche in Positionen 
mit Führungsfunktion beispielsweise adäquat 
repräsentiert (Abbildung 3). Im höheren Dienst sind 
Ostdeutsche in Führungspositionen allerdings deut-
lich unterrepräsentiert. Zudem tragen Ostdeutsche 

sowohl im gehobenen als auch im höheren Dienst 
seltener herausgehobene Personalverantwortung. 
Der Zugang zu Spitzenpositionen im öffentlichen 
Dienst der Bundesverwaltung ist demnach zwi-
schen Ost- und Westdeutschen ungleich verteilt. 
Gebürtige Ostdeutsche sind als Führungskräfte 
häufiger in Positionen tätig, in denen sie selbst einer 
weiteren Führungskraft unterstellt sind, während 
westdeutsche Beschäftigte häufiger herausgehobe-
ne Personalverantwortung tragen.

Anmerkung: PV  = Personalverantwortung, hg PV  =  herausgehobene Personalverantwortung

Quelle: DuCS 2024, gewichtet, eigene Berechnungen

Abb. 3: 	Beschäftigte in Führungspositionen innerhalb der Bundesverwaltung nach Geburtsort 	
	 (in Prozent)

Da das Erreichen von Führungspositionen meist 
ein gewisses Maß an Berufserfahrung erfordert, 
ist es sinnvoll, den Zugang für unterschiedliche 
Altersgruppen zu betrachten. Vor dem Hintergrund 
ostdeutscher Karrieren zeigten bisherige Studien, 
dass vor allem Personen, die zwischen 1990 und 
den 2000er Jahren in Führungspositionen aufge-
stiegen wären, von westdeutschen Nachwuchskräf-
ten verdrängt wurden (Hartmann 2024). Innerhalb 
der Forschung und öffentlichen Debatte wird dies 
unter dem Begriff des Elitentransfers beschrieben 

(u. a. Schönherr und Jacobs 2020). Insbesondere im 
öffentlich-rechtlichen Sektor waren höhere Füh-
rungspositionen für Ostdeutsche nach der Wieder-
vereinigung zunächst aufgrund ihrer mangelnden 
Vertrautheit mit den bundesdeutschen Institutionen 
kaum zugänglich (Derlien 1997; Hornbostel 2000; 
Reimer 2011). Dies führte dazu, dass viele Instituti-
onen in Ostdeutschland von westdeutschen Eliten 
geprägt wurden.
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Abb. 4: 	Beschäftigte in Führungspositionen innerhalb der Bundesverwaltung differenziert nach 	
	 Geburtsort und Alter (in Prozent)

Quelle: DuCS 2024, gewichtet, eigene Berechnungen

Für die Bundesverwaltung zeigt sich aktuell, dass 
4,9 Prozent der Ostdeutschen, 8,3 Prozent der 
Westdeutschen und 7,0 Prozent der Beschäftigten, 
die im Ausland geboren sind, als Führungskraft im 
höheren Dienst tätig sind und entsprechend 
der Definition eine Führungsposition 
einnehmen (Abbildung 4). Die Be-
trachtung entlang der einzelnen 
Altersgruppen verdeutlicht, 
dass insbesondere bei Be-
schäftigten über 60 Jahre 
die deutlichsten Unter-
schiede zwischen Ost- 
und Westdeutschen beim 
Zugang zu Führungsposi-
tionen bestehen. Wäh-
rend unter westdeutschen 
Beschäftigten 12,9 Prozent 
in Führungspositionen 
tätig sind, beträgt der Anteil 
unter Ostdeutschen lediglich 
6,0 Prozent. Dies kann als Indiz 
für die Verdrängung von ostdeut-
schen Führungskräften im Zuge des Eli-

tentransfers der Nachwendezeit gedeutet werden. 
Zugleich zeigen sich aber auch für jüngere ostdeut-
sche Beschäftigte deutliche Nachteile beim Zugang 

zu Führungspositionen – wenn auch in einem 
geringeren Ausmaß. Weiterführen-

de Analysen offenbaren, dass 
diese auch unter Kontrolle 

von Merkmalen, wie zum 
Beispiel Geschlecht und 

berufliche Bildung, in 
allen Altersgruppen 
statistisch bedeut-
sam sind. Dies 
weist auf fortbeste-
hende Ungleichhei-
ten beim Erreichen 
von Führungsposi-

tionen für Ostdeut-
sche innerhalb der 

Bundesverwaltung 
hin. Dies deckt sich mit 

den Befunden anderer 
Studien, die ebenfalls zeigen 

konnten, dass sich die Zugangs-

     Auch jüngere 
     ostdeutsche Beschäftigte 

     haben Nachteile 
beim Zugang zu Führungs-

positionen im Vergleich 
 zu ihren westdeutschen 

   Kolleginnen und Kollegen.

“

„



4,9

8,3

7,0

5,5

9,6

7,0

2,9 3,1
3,7

6,8

13,1

9,4

4,3

7,1
6,5

2,4
3,5 3,5

5,4

9,6
8,7

0

5

10

15

Pr
oz
en
t

insgesamt Männer Männer U40 Männer Ü40 Frauen Frauen U40 Frauen Ü40

Ostdeutschland Westdeutschland Ausland

Zugangs- und Karrierechancen von Ostdeutschen in der Bundesverwaltung	  12

Quelle: DuCS 2024, gewichtet, eigene Berechnungen

Abb. 5: 	Beschäftigte in Führungspositionen innerhalb der Bundesverwaltung nach Geburtsort, 	
	 Geschlecht und Alter (in Prozent)

chancen von Ost- und Westdeutschen zu höheren 
Führungspositionen in der Gesellschaft entlang 
der Geburtskohorten kaum angleichen (Bluhm und 
Jacobs 2016; Hartmann 2024). Zukünftig wird es 
entscheidend sein, inwieweit der öffentliche Dienst 
des Bundes es schafft, gleiche Zugangschancen für 
jüngere Ostdeutsche unter 40 Jahren zu erreichen. 
Deren Sozialisation und Erwerb von Bildungsab-
schlüssen erfolgten nach der Wiedervereinigung, 
weshalb keine entsprechenden Nachteile für sie 
vorliegen sollten. Zudem bietet der Ruhestandsein-
tritt westdeutscher Führungskräfte, die nach der 
Wiedervereinigung in Ostdeutschland ihre Stellen 
angetreten haben, Chancen für jüngere Beschäftigte 
aus Ostdeutschland.

Verschiedene Studien zeigen, dass Frauen aufgrund 
von Familiengründung und beruflicher Selbstselekti-
on deutlich seltener in Führungspositionen vertreten 
sind als Männer (Granato 2017; Ochsenfeld 2012). 
Dies zeigt sich auch in der Bundesverwaltung und 
zwar für nahezu alle betrachteten Beschäftigtengrup-
pen (Abbildung 5). Die größten Unterschiede bei der 
Gleichstellung treten unter den Westdeutschen auf, bei 

denen der Unterschied zwischen Männern und Frauen 
in Führungspositionen 2,5 Prozentpunkte beträgt. Bei 
den Ostdeutschen fällt dieser Unterschied hingegen 
mit 1,2 Prozentpunkten deutlich geringer aus. Ursa-
chen hierfür sind traditionellere Geschlechterrollen 
und Schwierigkeiten bei der Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie bedingt durch weniger institutionalisierte 
Kinderbetreuungsmöglichkeiten in Westdeutschland. 
Diese Faktoren haben dazu geführt, dass westdeut-
sche Frauen aufgrund der familiären Sorgearbeit 
häufiger in Teilzeit tätig sind, was den Zugang zu 
Führungspositionen erschwert. Vertiefende Analysen 
zeigen jedoch einen generationalen Wandel, bei dem 
Frauen – vor allem westdeutsche – im Alter von 40 
bis 49 Jahren deutlich häufiger in Führungspositionen 
vertreten sind als ihre 50-jährigen und älteren Kolle-
ginnen. Dadurch schrumpft die Lücke zwischen den 
Geschlechtern in Bezug auf Führungspositionen in der 
Bundesverwaltung, wodurch in der Gruppe der unter 
40-Jährigen – sowohl unter Ostdeutschen als auch 
unter Westdeutschen – kaum Unterschiede zwischen 
Männern und Frauen bestehen. Inwieweit sich diese 
Entwicklung in den nächsten Jahren fortsetzt, gilt es 
weiterhin zu beobachten.
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Regionale Unterschiede in der  
Repräsentation von Ostdeutschen  
in der Bundesverwaltung

Die Repräsentation von Ostdeutschen in Behörden 
und Institutionen ist eng mit deren geografischer 
Ansiedlung in Ostdeutschland verknüpft. Seit 
den frühen 1990er Jahren gibt es verschiedene 
politische Maßnahmen, um die Verwaltungsstruk-
turen anzupassen und die wirtschaftliche sowie 
soziale Entwicklung in Ostdeutschland zu fördern. 
Dazu gehört auch, dass Behörden vorrangig in 
Ostdeutschland und strukturschwachen Regionen 
angesiedelt werden. Diese Maßnahmen wur-
den in den letzten Jahren weitergeführt, sodass 
alleine seit 2019 etwa 4.500 neue Arbeitsplätze 

in Behörden und Einrichtungen des Bundes in 
Ostdeutschland geschaffen wurden. Entsprechend 
den Angaben der Bundesregierung (2020) liegt 
etwa ein Fünftel der 890 Standorte von Bundes-
einrichtungen in Ostdeutschland (Abbildung 6). 
In den entsprechenden Bundesländern Bran-
denburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und Thüringen sind 12 Prozent 
der Bundesbediensteten tätig. Den höchsten Anteil 
an Beschäftigten in Bundeseinrichtungen haben 
Nordrhein-Westfalen (26 Prozent) und Berlin 
(17 Prozent), was vor allem auf die Ansiedlung von 
Bundesministerien in Bonn und Berlin zurückzu-
führen ist (Deutscher Bundestag 2020).

Abb. 6: Verteilung von Beschäftigten in Bundeseinrichtungen nach geografischer Lage

Quelle: Dörr et al. (2022)
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Im Rahmen des DuCS 2024 nahmen Behörden 
teil, deren Hauptsitz und Außenstellen sowohl 
in Ost- und Westdeutschland als auch in Berlin 
angesiedelt sind. Dadurch kann untersucht wer-
den, wie der Standort einer Behörde mit dem Anteil 
ostdeutscher Beschäftigter in Verbindung steht 
(Abbildung 7). Behörden, die sich in Berlin befin-
den, wurden hierbei zu Ostdeutschland gezählt. In 
den Behörden, deren Hauptsitz und Außenstellen 
ausschließlich in Ostdeutschland einschließlich 
Berlin liegen, beträgt der durchschnittliche Anteil 
ostdeutscher Beschäftigter 42,8 Prozent. Nur in 
Behörden mit Hauptstandort in Ostdeutschland 
einschließlich Berlin sowie bundesweiten Außen-
stellen ist der Anteil mit 45,3 Prozent geringfügig 
höher. Wird Berlin gesondert betrachtet, fällt der 
Anteil Ostdeutscher entsprechend etwas höher aus. 
Wie zu erwarten, nimmt der Anteil ostdeutscher 
Beschäftigter mit dem Grad der Ansiedlung der 

Behörden in Westdeutschland ab. Demnach sind am 
wenigsten Ostdeutsche in Behörden mit westdeut-
schem Hauptsitz und westdeutschen Außenstellen 
beschäftigt (durchschnittlich 11,3 Prozent). Insge-
samt zeigt sich, dass die Ansiedlung von Behörden 
in Ostdeutschland von großer Bedeutung für die 
Repräsentation der dort geborenen Menschen ist. 
Aber selbst in Behörden, die vorrangig in Ost-
deutschland einschließlich Berlin angesiedelt sind, 
ist über die Hälfte des Perso-nals in Westdeutsch-
land oder im Ausland geboren. Einschränkend ist 
anzumerken, dass die Daten des DuCS 2024 keine 
genauen standortspezifischen Angaben für Behör-
den mit mehreren Standorten enthalten. Dies würde 
eine größere Genauigkeit hinsichtlich der regio-
nalen Repräsentation ostdeutscher Beschäftigter 
entlang der einzelnen Behördenstandorte erlauben. 

Anmerkung: *einschließlich Berlin, ASt  =   Außenstelle

Quelle: DuCS 2024, gewichtet, eigene Berechnungen

Abb. 7: 	Anteil der Beschäftigten in der Bundesverwaltung nach Geburtsort und Behördenstandort 	
	 (in Prozent)
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Aktuelle Ergebnisse anhand der Daten des SOEP zei-
gen, dass selbst in Ostdeutschland Westdeut-
sche im Vergleich zu Ostdeutschen höhe-
re Chancen auf eine Führungsposition 
im Allgemeinen haben (Hartmann 
2024). Dieser Befund zeigt sich 
im Speziellen ähnlich für die 
Bundesverwaltung, wonach 
knapp 67,3 Prozent der 
Führungskräfte in Behörden 
mit Standort in Ostdeutsch-
land einschließlich Berlin in 
Westdeutschland geboren 
sind (Abbildung 8). Lediglich 
23,9 Prozent der Beschäftig-
ten in Führungspositionen in 
diesen Behörden sind gebürtige 
Ostdeutsche. Entsprechend der 
regionalen Repräsentation von Ost-
deutschen insgesamt, nimmt ebenso der 
Anteil ostdeutscher Führungskräfte mit dem 
Grad der Ansiedlung der Behörden in Westdeutschland 

ab. Dennoch kann für Behörden in West-
deutschland festgestellt werden, dass 

Ostdeutsche geringere Nachteile 
beim Zugang zu Führungsposi-

tionen haben im Vergleich zu 
Behörden mit Standort in 

Ostdeutschland. Weiter-
führende Analysen, die 
anstelle des regionalen 
Behördenstandorts 
den Anteil von ost-
deutschen Beschäf-
tigten in einer Behörde 
berücksichtigen, zeigen 

zudem den erwart-
baren Befund: Je mehr 

Beschäftigte der Behörde 
in Ostdeutschland geboren 

sind, desto wahrscheinlicher 
ist es, dass die Führungskraft 

aus Ostdeutschland kommt. 

Abb. 8: 	Anteil der Beschäftigten in Führungspositionen in der Bundesverwaltung nach Geburtsort 			 
	 und Behördenstandort (in Prozent)

Anmerkung: *einschließlich Berlin, ASt  =  Außenstelle

Quelle: DuCS 2024, gewichtet, eigene Berechnungen

“

„
Nur 23,9 Prozent 

der Führungskräfte in 
Behörden mit Sitz in Ost-

deutschland, einschließlich    
Berlin, sind gebürtige 

Ostdeutsche.
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Zur Analyse der beruflichen Chancengleichheit von Ost- und Westdeutschen in der Bundesverwaltung werden 
nicht nur objektive Merkmale berücksichtigt, sondern auch die subjektive Wahrnehmung der Beschäftigten. 
Insbesondere im Hinblick auf die unterschiedlichen Arbeitsbedingungen für ost- und westdeutsche Beschäf-
tigte in der Bundesverwaltung, beispielsweise hinsichtlich des Zugangs zum höheren Dienst und zu Führungs-
positionen, stellt sich die Frage, inwieweit sich diese Unterschiede im Erleben der Beschäftigungssituation 
widerspiegeln. Im Fokus der Studie stehen dabei die Arbeitszufriedenheit sowie -qualität, die Wechselabsich-
ten und Diskriminierungserfahrungen der Beschäftigten. Hierbei werden differenzierte Ergebnisse für ost- und 
westdeutsche Beschäftigte sowie für im Ausland geborene Personen, sowohl mit als auch ohne Führungspo-
sitionen, präsentiert.

Arbeitszufriedenheit und  
Arbeitsqualität

Die Arbeitszufriedenheit, als subjektive Erfah-
rungen der Mitarbeitenden, hat einen erheblichen 
Einfluss auf ihre Motivation sowie auf das Arbeits-
klima innerhalb der Teams und Behörden. Sie stellt 
somit einen wesentlichen Indikator für die Arbeits-
produktivität und den Erfolg von Organisationen dar 
(Cantarelli et al. 2016). Für die Bundesverwaltung 
zeigen sich insgesamt keine Unterschiede zwischen 
ost- und westdeutschen Beschäftigten im Hinblick 
auf deren Arbeitszufriedenheit. Beide Gruppen 
berichten eine durchschnittlich hohe Arbeitszufrie-
denheit (Ostdeutsche: 7,1 von 10; Westdeutsche: 

7,0 von 10).  Dabei ist jede vierte bis fünfte Person 
in der Bundesverwaltung sehr zufrieden mit ihrer 
Arbeitssituation insgesamt (Abbildung 9). Unter 
den im Ausland geborenen Beschäftigten ist der 
Anteil mit rund 27 Prozent am höchsten. Unabhän-
gig vom Geburtsort zeigt sich, dass Personen in 
Führungspositionen tendenziell häufiger mit ihrer 
Arbeit zufrieden oder sehr zufrieden sind. Differen-
zierte Ergebnisse deuten zudem darauf hin, dass 
unter den Führungskräften, die 50 Jahre und älter 
sind, westdeutsche Führungskräfte eine höhere 
Zufriedenheit aufweisen als ihre ostdeutschen 
Kolleginnen und Kollegen. Im Gegensatz dazu zeigt 
ein Großteil der ostdeutschen Führungskräfte unter 
50 Jahren eine höhere Arbeitszufriedenheit.

In der Bundesverwaltung  
     unterscheiden sich ost- und west- 

      deutsche Beschäftigte kaum in ihrer 
        Arbeitszufriedenheit, beide Gruppen berichten 

    durchschnittlich eine hohe Zufriedenheit.

Wahrnehmung der Beschäftigungs-
situation von Ostdeutschen  
innerhalb der Bundesverwaltung

“

„
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Neben der Arbeitszufriedenheit als globale Ein-
schätzung erlaubt die Arbeitsqualität eine weit-
aus differenziertere Betrachtung darüber, wie die 
Beschäftigten ihre Arbeitssituation wahrnehmen. 
Dies erfolgt anhand der zehn Dimensionen: Arbeits-
pensum, Arbeitsplatzsicherheit, Arbeitszeiten, 
Aufstiegsmöglichkeiten, Bezahlung, qualifikati-
onsadäquate Beschäftigung, Selbstständigkeit, 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie, Zeitdruck und 
Überforderung (Abbildung 10). Auch hier unter-
scheiden sich ost- und westdeutsche Beschäftigte 
kaum. Am besten beurteilen die Beschäftigten der 
Bundesverwaltung die Arbeitsplatzsicherheit, wo-
hingegen Aufstiegsmöglichkeiten am schlechtesten 
bewertet werden. Dies deckt sich mit dem Bild des 
öffentlichen Dienstes als sicheren Arbeitgeber, je-
doch mit begrenzten Aufstiegschancen (Löwe 2022). 

Insbesondere unter den Führungskräften stimmen 
Ostdeutsche in einem stärkeren Maß als ihre west-
deutschen Kolleginnen und Kollegen zu, dass ihre 
Tätigkeit eine hohe Arbeitsplatzsicherheit und gute 
Bezahlung bietet. Zudem empfinden Beschäftigte in 
Führungspositionen insgesamt ein geringeres Ar-
beitspensum und weniger Zeitdruck. Das bedeutet 
nicht, dass Führungsaufgaben mit einem geringe-
ren Umfang an Arbeitsanforderungen und zeitlichen 
Vorgaben einhergehen, sondern Führungskräfte 
diese gegebenenfalls aufgrund größerer Autonomie 
und Ressourcen weniger belastend wahrnehmen.

Abb. 9: 	Arbeitszufriedenheit der Beschäftigten innerhalb der Bundesverwaltung nach 		
	 Geburtsort und Führungsposition (in Prozent)

Anmerkungen: FP   =  Führungsposition

Neben den Durchschnittswerten wird die Arbeitszufriedenheit entlang von vier Quartilen untersucht, die in drei Gruppen aufge-
teilt werden: Das oberste Quartil umfasst die „sehr Zufriedenen“ (Zufriedenheitswerte der Arbeitszufriedenheitsverteilung von 
9 und 10 Punkten), während das unterste Quartil die wenig Zufriedenen (Werte von 0 bis 6 Punkten) umfasst. 

Lesebeispiel: Unter den in Ostdeutschland geborenen Beschäftigten ohne Führungsposition sind 23,1 Prozent sehr zufrieden 
mit ihrer Arbeit. 

Quelle: DuCS 2024, gewichtet, eigene Berechnungen
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Abb. 10: Arbeitsqualität der Beschäftigten innerhalb der Bundesverwaltung nach 			 
	   Geburtsort und Führungsposition

Lesebeispiel: Die Beschäftigten wurden gebeten, mehrere Aussagen auf einer Skala von „stimme überhaupt nicht zu“ (0) bis 
„stimme voll und ganz zu“ (4) zu bewerten. Beispielsweise wurde die Zufriedenheit mit der Bezahlung über die Bewertung der 
Aussage „Ich werde gut bezahlt“ gemessen. Unter den Beschäftigten ohne Führungsposition sind Ostdeutsche mit einem Mittel-
wert von 3,0 auf der Skala mit ihrer Bezahlung zufriedener als in Westdeutschland oder im Ausland geborene Beschäftigte.

Quelle: DuCS 2024, gewichtet, eigene Berechnungen

Führungsposition ohne Führungsposition

Wechselabsichten

Die Wechselabsichten geben die Wahrscheinlichkeit an, 
inwiefern die Mitarbeitenden von sich aus in den nächsten 
zwei Jahren eine neue Stelle suchen. Insgesamt schät-
zen über drei Viertel der Beschäftigten der Bundes-
verwaltung einen Stellenwechsel als (eher) un-
wahrscheinlich ein. Dies deutet insgesamt auf eine 
hohe Beschäftigungsstabilität und Zufriedenheit 
in der Bundesverwaltung hin. Bei einem Vergleich 
der durchschnittlichen Wechselabsichten zeigen 
sich keine signifikanten Unterschiede zwischen 
Ost- und Westdeutschen insgesamt. Allerdings 
bestehen unter Führungskräften vergleichsweise 
deutliche Unterschiede (Abbildung 11). Mit 23,4 Pro-
zent halten es Ostdeutsche für (eher) wahrschein-
lich, sich eine neue Stelle zu suchen und weisen 
somit eine höhere Wechselabsicht als Westdeutsche 
mit 17,3 Prozent auf. Die stärkste Wechselabsicht findet 
sich unter den im Ausland geborenen Führungskräften mit 
28,5 Prozent, die angeben, (eher) wahrscheinlich in den 
nächsten zwei Jahren eine neue Stelle zu suchen. “

„
Über drei Viertel der Beschäftigten 

in der Bundesverwaltung halten einen 
Stellenwechsel in den nächsten zwei 
Jahren für (eher) unwahrscheinlich,  

was auf hohe Beschäftigungsstabilität 
hinweist. Zwischen Ost- und West- 

deutschen bestehen keine  
signifikanten Unterschiede.
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Abb. 11: Wechselabsichten der Beschäftigten innerhalb der Bundesverwaltung nach 		
	   Geburtsort und Führungsposition (in Prozent)
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Neben den Durchschnittswerten wird die Wechselabsicht entlang von vier Quartilen untersucht, die in drei Gruppen aufgeteilt 
werden: Das oberste Quartil umfasst die „(eher) wahrscheinlichen“ (Wechselabsicht auf der Skala von 0 bis 100 Prozent von 70 
bis 100 Prozent), während das unterste Quartil die unwahrscheinlichen (0 Prozent) umfasst. Lesebeispiel: Mit 17,3 Prozent ha-
ben in Westdeutschland geborene Beschäftigte in Führungspositionen die geringste Wahrscheinlichkeit, innerhalb der nächsten 
zwei Jahre eine neue Stelle zu suchen.

Quelle: DuCS 2024, gewichtet, eigene Berechnungen

Diskriminierungserfahrungen

Als weitere zentrale Dimension der individuellen 
Wahrnehmung der Arbeitssituation in der Bundes-
verwaltung werden subjektiv wahrgenommene Dis-
kriminierungserfahrungen betrachtet. Das Erleben 
von Diskriminierung bedeutet, dass eine Person 
aus ungerechtfertigten individuellen bzw. gruppen-
spezifischen Gründen schlechter behandelt wird 
als andere, zum Beispiel aufgrund des Geschlechts 
oder Lebensalters. Unabhängig von der juristischen 
Bewertung ist es für die Betroffenen entscheidend, 
ob sie ein bestimmtes Verhalten als diskriminierend 
empfinden. Wahrgenommene Diskriminierungen 
können dabei Gefühle von Zugehörigkeit oder Aus-
grenzung hervorrufen und auf mögliche Ungleich-
behandlungen hinweisen. 

Im Rahmen des Deutschlandmonitors erklärten 
rund zwei Drittel der Ostdeutschen, dass sie sich 
in Deutschland noch immer als „Menschen zweiter 
Klasse“ behandelt fühlen (Bundesministerium des 
Innern, für Bau und Heimat 2020). Diese Form der 
kollektiven Benachteiligung zeigt sich jedoch nur, 
sobald deren Gruppenidentität explizit benannt 
wird. Nur eine Minderheit der Ostdeutschen stimmt 
dieser Aussage persönlich zu. Dementsprechend 
fühlen sich Ostdeutsche nicht viel häufiger als 
Westdeutsche benachteiligt oder unfair behandelt 
(ebd.). Inwieweit dies auch auf die Beschäftigten der 
Bundesverwaltung zutrifft, zeigen die Daten des 
DuCS 2024 erstmalig.

Allgemein ist der Arbeitsplatz der Ort, an dem 
Menschen am häufigsten mit Diskriminierung 
konfrontiert sind (Beigang et al. 2018; Richter et al. 
2021). In der Bundesverwaltung ist eine chancen-
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gleiche Teilhabe aller Beschäftigtengruppen, frei 
von diskriminierendem Verhalten, zentral für die 
Identifikation und das Gerechtigkeitsempfinden der 
Mitarbeitenden. Darüber hinaus belegen verschie-
dene Studien, dass Diskriminierung mit negativen 
Folgen für die psychische Gesundheit sowie die 
berufliche Leistungsfähigkeit und das Wohlbefin-
den der Betroffenen einhergeht (Brady et al. 2025; 
Emmer et al. 2024).

Insgesamt bestehen zwischen Ostdeutschen und 
Westdeutschen vergleichsweise geringe Unter-
schiede in der Wahrnehmung arbeitsplatzbezo-
gener Diskriminierung in der Bundesverwaltung. 
Demnach berichten 14,8 Prozent der Ostdeutschen 
und 16,9 Prozent der Westdeutschen, nach eigener 
Einschätzung in den letzten zwei Jahren im Arbeits-
kontext diskriminiert worden zu sein. Weitaus höher 
ist der Anteil unter den Beschäftigten, die im Aus-

land geboren sind. In dieser Gruppe berichtet fast 
jede vierte Person (23,6 Prozent), dass sie Diskrimi-
nierung am Arbeitsplatz in den letzten zwei Jahren 
erlebt hat. Für die Gruppen der Ostdeutschen und 
im Ausland Geborenen zeigt sich, dass Beschäftigte 
in Führungspositionen häufiger Diskriminierung 
wahrnehmen als Beschäftigte ohne Führungspo-
sitionen (Abbildung 12). Für Ostdeutsche fällt die 
Differenz mit 5,4 Prozentpunkten dabei am größten 
aus. Bei gebürtigen westdeutschen Beschäftigten 
berichten Personen mit und ohne Führungsposi-
tionen ein identisches Ausmaß an arbeitsbezogener 
Diskriminierung von 16,8 Prozent. Bei der Betrach-
tung, wie häufig Diskriminierung auftritt, zeigen 
sich kaum Unterschiede zwischen Ost- und West-
deutschen sowie im Ausland Geborenen. Demnach 
gab etwa jede fünfte Person an, häufig bis sehr häu-
fig diskriminiert worden zu sein (ohne Abbildung).

Abb. 12: Arbeitsplatzbezogene Diskriminierungserfahrungen der Beschäftigten der  
	   Bundesverwaltung innerhalb der letzten zwei Jahre nach Geburtsort und  
	   Führungsposition (in Prozent)
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Quelle: DuCS 2024, gewichtet, eigene Berechnungen
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Die Ursachen der berichteten Diskriminierungs-
erfahrungen können vielfältig sein und zwischen 
Gruppen und Personen variieren. Im Rahmen 
der vorliegenden Studie werden zwölf Diskri-
minierungsgründe betrachtet: Geschlecht und 
Geschlechtsidentität, Alter, ethnische Herkunft, 
Religion und Weltanschauung, Behinderung, famili-
äre Verpflichtungen, ostdeutsche Herkunft, soziale 
Herkunft, politische Überzeugungen, Aussehen, 
Hautfarbe und fehlende berufliche Netzwerke  
(Abbildung 13). 

Die häufigsten Diskriminierungsgründe, die von 
ost- und westdeutschen Beschäftigten der Bun-
desverwaltung genannt werden, sind das Alter und 
Geschlecht bzw. die Geschlechtsidentität. Ost-
deutsche berichten dabei in einem geringeren Maß 
alters- und geschlechtsspezifische Diskriminierung 
im Vergleich zu Beschäftigten, die in Westdeutsch-
land oder im Ausland geboren sind. Vertiefende 
Analysen zeigen zudem, dass unter Beschäftigten in 
Führungspositionen geschlechtsspezifische Diskri-
minierung deutlich häufiger wahrgenommen wird. 
Insbesondere Frauen nehmen diese wahr, wonach 
unabhängig vom Geburtsort mindestens jede vierte 

Frau in Führungsposition angab, Diskriminierung 
aufgrund ihres Geschlechts bzw. ihrer Geschlechts-
identität am Arbeitsplatz erfahren zu haben.

Der dritthäufigste angegebene Diskriminierungs-
grund am Arbeitsplatz, der von 4,5 Prozent der 
ostdeutschen Beschäftigten genannt wird, ist 
deren ostdeutsche Herkunft. Insbesondere Ältere, 
Frauen, Personen in Führungspositionen, höheren 
Laufbahngruppen und in obersten Bundesbehörden 
berichten im stärkeren Maße von Diskriminierung 
aufgrund der ostdeutschen Herkunft. Im Rahmen 
des Elitensurveys 2023 wurden die Befragten direkt 
nach dem Einfluss ihrer ostdeutschen Herkunft auf 
ihre Karriere gefragt. Dabei berichteten 17,7 Pro-
zent bis zu sehr starke Nachteile, 42,9 Prozent 
keinen Einfluss und 39,3 Prozent verbinden mit ihrer 
ostdeutschen Herkunft (sehr) starke Vorteile (Der 
Beauftragte der Bundesregierung für Ostdeutsch-
land 2024). Weiterhin zeigt sich für die Gruppe der 
im Ausland geborenen Beschäftigten, dass die 
ethnische Herkunft mit 13,4 Prozent in der Bundes-
verwaltung der am häufigsten genannte Diskrimi-
nierungsgrund unter den Beschäftigten ist.

Abb. 13: Diskriminierungsgründe der Beschäftigten innerhalb der Bundesverwaltung  
	   nach Geburtsort (in Prozent)

Quelle: DuCS 2024, gewichtet, eigene Berechnungen
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Fazit
Verschiedene Studien haben gezeigt, dass Ostdeut-
sche – fast 35 Jahre nach der Wiedervereinigung    – 
nur unzureichend in zentralen gesellschaftlichen 
Führungspositionen vertreten sind. Die Bundesre-
gierung hat verschiedene Maßnahmen ergriffen, um 
die Repräsentation von Ostdeutschen in Führungs-
positionen der Bundesverwaltung zu erhöhen. Ziel 
ist es, dass die Bundesverwaltung die gesellschaft-
liche Vielfalt widerspiegelt und als Vorbild für ande-
re gesellschaftliche Bereiche dient (Der Beauftrag-
te der Bundesregierung für Ostdeutschland 2023). 
Der DuCS 2024 bietet erstmals eine repräsentative 
und umfassende Datengrundlage zu den Zugangs- 
und Karrierechancen in der Bundesverwaltung und 
berücksichtigt dabei unterschiedliche Behörden-
kontexte sowie die unterschiedlichen beruflichen 
Positionen des öffentlichen Dienstes.  

Die Befragung zeigt, dass 23,9 Prozent der Beschäf-
tigten in der Bundesverwaltung in der ehemaligen 
DDR oder Ostdeutschland geboren sind, während 
70,2 Prozent aus Westdeutschland stammen und 
6,0 Prozent im Ausland geboren wurden. Ostdeut-
sche sind somit im Vergleich zu ihrem Anteil an der 
Gesamtbevölkerung in der Bundesverwaltung über-
repräsentiert. Dies spricht allgemein für gute Zu-
gangschancen von Ostdeutschen zum öffentlichen 
Dienst der Bundesverwaltung. Dies gilt insbesonde-
re für den Eintritt in oberste Bundesbehörden.

Entsprechend der Forschungsergebnisse zum 
Zugang zu Elitenpositionen im Allgemeinen (Vo-
gel 2024; Hartmann 2024), zeigt sich auch für die 
Bundesverwaltung, dass Ostdeutsche schlechtere 
Karrierechancen haben als ihre in Westdeutschland 
geborenen Kolleginnen und Kollegen. Die Wahr-
scheinlichkeit, eine Führungsposition im höheren 
Dienst zu erreichen, ist für Ostdeutsche nach wie 
vor geringer. Dies zeigt sich für alle Altersgrup-
pen sowie für Beschäftigte, die erst in den letzten 
Jahren in den öffentlichen Dienst der Bundes-
verwaltung eingetreten sind – und zwar selbst 
unter Berücksichtigung weiterer Merkmale wie 
dem Geschlecht und der beruflichen Bildung. Als 
positive Entwicklung kann gedeutet werden, dass 
die Unterschiede bei jüngeren Beschäftigten etwas 
geringer ausfallen und dass für Ostdeutsche keine 

Nachteile beim Zugang zu Führungspositionen im 
gehobenen Dienst bestehen.

Im Sinne einer chancengleichen Teilhabe sollten 
gleiche Karrierechancen für alle gesellschaftlichen 
Gruppen bestehen. Sofern sich mittelfristig die Teil-
habechancen, insbesondere für jüngere Ostdeut-
sche, verbessern, können aktuell noch bestehende 
Ungleichheiten verringert werden. Der derzeitige 
Ruhestandseintritt eines Großteils des Personals      – 
insbesondere westdeutscher Führungskräfte, die 
nach der Wiedervereinigung in Ostdeutschland ihre 
Stelle angetreten haben – bietet dafür entsprechen-
de Chancen. Zumal sind die früheren vermeintli-
chen Nachteile von Ostdeutschen, wie fehlende 
Vertrautheit mit den bundesdeutschen Institutionen 
und entsprechenden Bildungsabschlüssen, in jün-
geren Altersgruppen nicht mehr relevant.  

Die Politik fördert die Repräsentation von Ostdeut-
schen in der Bundesverwaltung mit der verstärk-
ten Ansiedlung von Behörden und Institutionen in 
Ostdeutschland bereits seit den 1990er Jahren. Die 
Ergebnisse des DuCS 2024 lassen erkennen, dass 
der Anteil Ostdeutscher in Behörden in Ostdeutsch-
land einschließlich Berlin am höchsten ausfällt 
und mit dem Grad der Ansiedlung der Behörden in 
Westdeutschland abnimmt. Ebenso zeigt sich, dass 
selbst in Behörden, die vorrangig in Ostdeutsch-
land einschließlich Berlin angesiedelt sind, über die 
Hälfte des Personals in Westdeutschland oder im 
Ausland geboren ist. Bei der Betrachtung von Füh-
rungspositionen tritt dieses Muster noch deutlicher 
hervor, wonach knapp 67,3 Prozent der Führungs-
kräfte in Behörden mit Standort in Ostdeutschland 
einschließlich Berlin in Westdeutschland geboren 
sind. Lediglich 23,9 Prozent der Beschäftigten in 
Führungspositionen in diesen Behörden sind ge-
bürtige Ostdeutsche. Auch hier könnte der aktu-
elle Ruhestandseintritt eine Chance sein, um die 
Repräsentation von Ostdeutschen in Behörden mit 
Standort in Ostdeutschland zu fördern.

Neben der Repräsentation von Ostdeutschen inner-
halb der Bundesverwaltung liefert die vorliegende 
Studie erstmals Erkenntnisse, wie die Arbeitssi-
tuation von ost- und westdeutschen Beschäftigten 
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wahrgenommen wird. Insgesamt zeigen sich dabei 
keine großen Unterschiede zwischen den Beschäf-
tigtengruppen bei der Arbeitszufriedenheit und 
-qualität, den Wechselabsichten sowie den Diskri-
minierungserfahrungen. Sowohl Ostdeutsche als 
auch Westdeutsche berichten eine durchschnittlich 
hohe Arbeitszufriedenheit zwischen 7,0 und 7,1 von 
10. Dabei ist jede vierte bis fünfte Person in der 
Bundesverwaltung sehr zufrieden mit ihrer Ar-
beitssituation insgesamt. Ebenfalls schätzen über 
drei Viertel der Beschäftigten einen Stellenwechsel 
in den nächsten zwei Jahren als 
unwahrscheinlich ein, was 
auf eine hohe Beschäf-
tigungsstabilität 
hinweist. Unter 
den Führungs-
kräften haben 
Ostdeutsche 
im Vergleich 
zu Westdeut-
schen jedoch 
deutlich hö-
here Wech-
selabsichten. 
In Bezug auf 
Diskriminie-
rungserfah-
rungen berichten 
14,8 Prozent der 
Ostdeutschen und 
16,9 Prozent der West-
deutschen von Diskriminie-
rung am Arbeitsplatz. Der Anteil un-
ter den im Ausland geborenen Beschäftigten ist mit 
23,6 Prozent deutlich höher. Die häufigsten Diskri-
minierungsgründe sind das Alter und Geschlecht, 
wobei Ostdeutsche weniger häufig von alters- und 
geschlechtsspezifischer Diskriminierung berichten. 
Allerdings ist der dritthäufigste Grund für Diskri-
minierung unter Ostdeutschen ihre ostdeutsche 
Herkunft. Ältere Beschäftigte, Frauen, Personen 
in Führungspositionen, höheren Laufbahngruppen 
und in obersten Bundesbehörden geben an, davon 
häufiger betroffen zu sein.

Insgesamt verdeutlichen die Befunde die Notwen-
digkeit, die Repräsentation und Chancengleichheit 
von Ostdeutschen in der Bundesverwaltung wei-
ter zu fördern, um eine gerechtere und diversere 
Arbeitsumgebung zu schaffen. Diese Handlungsbe-

darfe werden auch seitens der Beschäftigten gese-
hen, wie die Daten des DuCS 2024 zeigen. Unter den 
Ostdeutschen nannten 22,2 Prozent der Beschäftig-
ten die ostdeutsche Herkunft als wichtigen bis sehr 
wichtigen Handlungsbedarf hinsichtlich der Förde-
rung von Diversität und zum Abbau von Diskriminie-
rung in der Bundesverwaltung. Im Vergleich dazu 
teilten dies lediglich 6,8 Prozent der westdeutschen 
Kolleginnen und Kollegen. Dieses Ergebnis ent-
spricht den Befunden des Elitensurveys, wonach 
ostdeutsche Eliten die Unterrepräsentation Ost-

deutscher als größeres und fortbestehendes 
Problem ansehen und entsprechende 

Maßnahmen häufiger befürworten als 
westdeutsche Eliten (Der Beauf-

tragte der Bundesregierung 
für Ostdeutschland 2024). 

Letztere benennen eher den 
Elitentransfer nach 1990 als 
wichtigste Ursache für das 
aktuelle Missverhältnis 
(ebd.).

Eine kontinuierliche Da-
tenerhebung in Form eines 

Monitorings ist hilfreich, 
um eine nachhaltige Per-

sonalpolitik in der Bundes-
verwaltung zu gewährleisten. 

Die jährlich erhobenen Daten der 
Personalstandstatistik des öffent-

lichen Dienstes, die mittlerweile auch 
den Geburtsort der Beschäftigten erfas-

sen, könnten zukünftig genutzt werden, um unter 
anderem die Repräsentation von Ostdeutschen 
im öffentlichen Dienst zu analysieren. Zusätzlich 
sollte weiterhin eine regelmäßig durchgeführte 
zentralisierte Beschäftigtenbefragung der Bundes-
verwaltung, wie der Diversität und Chancengleich-
heit Survey, realisiert werden. Mit dem Ziel, die 
rein strukturellen Informationen zu Zugangs- und 
Karrierechancen um die subjektive Wahrnehmung 
der Beschäftigungssituation zu ergänzen sowie 
Erkenntnisse zu regionaler Repräsentation von Ost-
deutschen im Zuge der entsprechenden Behörden-
ansiedlung zu gewinnen. Dies ist insbesondere im 
Hinblick auf den aktuellen Koalitionsvertrag der 21. 
Legislaturperiode (2025), der eine Steigerung des 
Anteils von Ostdeutschen in Führungspositionen 
der Bundesverwaltung vorsieht, von Bedeutung. 
Weiterhin bedarf es zukünftig einer verbesserten 
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repräsentativen Datengrundlage entsprechend 
dem Anteil gebürtiger Ostdeutscher innerhalb der 
Bevölkerung, die als Referenzstatistik herangezo-
gen werden kann. Die kontinuierliche Analyse ent-
sprechender Daten stellt ein zentrales Instrument 
für eine evidenzbasierte Politikgestaltung und die 
Entwicklung entsprechender Handlungsoptionen 
dar. Die Fortschreibung des Bundeskonzepts zur 
Steigerung des Anteils von Ostdeutschen in Füh-
rungsposition der Bundesverwaltung (2023) schafft 
den passenden Rahmen dafür. Auf diese Weise lässt 

sich untersuchen, inwiefern die bisherigen Maß-
nahmen zur Förderung von Ostdeutschen wirksam 
sind und ob dadurch in den kommenden Jahren 
eine verbesserte Repräsentation, insbesondere der 
jüngeren Generation, erreicht wird.
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